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LIT Law Lab: Online-Tagung 

 
„Crypto-Assets im Recht“. Viele Fragen, viele Antworten. Eine Tagung. 
 
Wir freuen uns, Sie am 27.5.2021, 9.00 bis 19.00 Uhr, virtuell an der JKU Linz zu einer Online-Tagung des LIT Law Lab zum 
Thema „Crypto Assets im Recht“ begrüßen zu dürfen. Neue Technologien führen immer auch zu neuen rechtlichen Fragestel-
lungen. Nicht anders ist es im Bereich der sogenannten „Crypto Assets“. Es erwartet Sie eine ebenso spannende wie fundier-
te Auseinandersetzung mit dem Thema aus Sicht von Wissenschaft und Praxis. 
 
Die Teilnahme an der Tagung ist kostenlos. Nähere Infos finden Sie hier. 

 
 

I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 58/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird und das Bundesgesetz, mit dem das Bun-
desgesetz zur Bekämpfung pandemiebedingter Armutsfolgen (COVID-19-Gesetz-Armut) geändert wird (fiktiver Anspruch auf 

die Familienbeihilfe bis März 2021; Erhöhung der Fördermittel des Corona-Familienhärtefonds; Unterstützung einkommens-
schwacher und besonders vulnerabler Personengruppen) 

 

BGBl I 59/2021 

Bundesgesetz, mit dem zur Linderung der Folgen der COVID-19-Pandemie bei den Wohnkosten das Mietrechtsgesetz und 
das Richtwertgesetz geändert werden (Mietzinsrechtliches Pandemiefolgenlinderungsgesetz – MPFLG) (Verschiebung 

der Mietzinserhöhung zur Erleichterung für die Mieter um ein Jahr) 

 

BGBl I 60/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Berufsausbildungsgesetz geändert wird (Befristung der Möglichkeit der Kurzarbeit für Lehrlinge 

bis zum 30. Juni 2021) 
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BGBl I 61/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Dienstneh-
merhaftpflichtgesetz, das Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Beam-
ten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz geändert werden (Schaffung arbeits- und sozialversicherungsrechtlicher Re-

gelungen betreffend Arbeiten im Homeoffice) 

 

BGBl I 62/2021 

Bundesgesetz, mit dem das COVID-19-Zweckzuschussgesetz geändert wird (Ausgabe von COVID-19-Tests auch an Per-

sonen, die nicht bei den gesetzlichen Krankenversicherungsträgern, sondern bei den Krankenfürsorgeeinrichtungen der Län-
der oder Gemeinden versichert sind) 

 

BGBl I 63/2021 

Bundesgesetz, mit dem das Geschäftsordnungsgesetz 1975 geändert wird (Einführung einer verpflichtenden Begutachtung 

für alle im NR einlangenden Gesetzentwürfe; Möglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen während des parlamentarischen 
Gesetzgebungsverfahrens; Veröffentlichung der Stellungnahmen auf der Website des Parlaments) 

 

BGBl II 124/2021 

Verordnung der Bundesministerin für Justiz, mit der die Verordnung, mit der zur Verhinderung der Verbreitung von CO-
VID-19 besondere Vorkehrungen in Strafsachen getroffen werden, geändert wird 

 

BGBl II 125/2021 

Verordnung, mit der die Verordnung der Bundesministerin für Justiz über besondere Vorkehrungen im Anwendungs-
bereich des Strafvollzugsgesetzes zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird 

 

BGBl II 126/2021 

Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der die Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorüber-
gehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zu bestimmten Nachbarstaaten geändert wird 

 

BGBl II 128/2021 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen mit der die Verordnung betreffend die elektronische Einreichung von An-
bringen im Zusammenhang mit steuerlichen Erleichterungen aufgrund des Coronavirus geändert wird 

 

BGBl II 129/2021 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen mit der die Verordnung betreffend die elektronische Übermittlung von 
Anbringen an die Finanzstrafbehörde im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung des 
Coronavirus geändert wird 

 

BGBl II 130/2021 

Verordnung der Bundesministerin für Justiz, mit der eine Frist des 1. COVID-19-JuBG verlängert wird (3. COVID-19 Ziviljus-
tiz-VO – 3. COVID-19-ZivVO) 

 

BGBl II 131/2021 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der die Verordnung gemäß § 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend 
Richtlinien über die Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes II für vom Lockdown indirekt erheblich betroffene Unter-
nehmen (VO Lockdown-Umsatzersatz II) geändert wird 
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BGBl II 133/2021 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Einreiseverordnung geändert wird 

 

BGBl II 136/2021 

Verordnung des Bundesministers für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport betreffend die Verlängerung der Dienst-
freistellung wegen Zugehörigkeit zur COVID-19-Risikogruppe nach § 12k Gehaltsgesetz 1956 und § 29p Vertragsbe-
dienstetengesetz 1948 

 

BGBl II 137/2021 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung über die Durchführung von Ergänzungsunterricht 
(Sommerschule 2021) während der Hauptferien des Schuljahres 2020/21 (C-SoSch-VO 2021) 

 

BGBl II 139/2021 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die 4. COVID-19-
Schutzmaßnahmenverordnung geändert wird (6. Novelle zur 4. COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung) 

 

BGBl II 143/2021 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung des Bundesministers für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung zur Bewältigung der COVID-19 Folgen im Schulwesen für das Schuljahr 2020/21 (CO-
VID-19-Schulverordnung 2020/21 – C-SchVO 2020/21) geändert wird 

 

BGBl II 145/2021 

Kundmachung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über den Ausspruch des Ver-
fassungsgerichtshofes vom 10. März 2021, dass § 1 Z 2 lit. e sowie § 2 der Verordnung des Magistrats der Stadt Wien be-

treffend Auskunftserteilung für Contact Tracing im Zusammenhang mit Verdachtsfällen von COVID-19, ABl. der Stadt Wien 
41/2020, gesetzwidrig waren 

 

BGBl II 146/2021 

Kundmachung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über den Ausspruch des Ver-
fassungsgerichtshofes vom 23. Februar 2021, dass 4 Abs. 1 der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesund-

heit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend Lockerungen der Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Verbreitung von CO-
VID-19 ergriffen wurden (COVID-19-Lockerungsverordnung – COVID-19-LV), BGBl. II Nr. 197/2020, idF BGBl. II Nr. 
266/2020, und § 4 Abs. 2 der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz be-
treffend Lockerungen der Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 ergriffen wurden (COVID-19-
Lockerungsverordnung – COVID-19-LV), BGBl. II Nr. 197/2020, idF BGBl. II Nr. 342/2020, gesetzwidrig waren 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 107 v 26.03.2021, 1 

Verordnung (EU) 2021/522 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. März 2021 zur Einrichtung eines Akti-
onsprogramms der Union im Bereich der Gesundheit („EU4Health-Programm“) für den Zeitraum 2021–2027 und zur Auf-

hebung der Verordnung (EU) Nr 282/2014 

 

ABl L 107 v 26.03.2021, 30 

Verordnung (EU) 2021/523 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. März 2021 zur Einrichtung des Pro-
gramms „InvestEU“ und zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/1017 
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ABl L 108 v 29.03.2021, 1 

Beschluss (EU) 2021/536 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. März 2021 zur Änderung der Entscheidung 
2008/971/EG des Rates im Hinblick auf die Gleichstellung von im Vereinigten Königreich erzeugtem forstlichem Vermeh-
rungsgut 

 

ABl L 108 v 29.03.2021, 4 

Beschluss (EU) 2021/537 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. März 2021 zur Änderung der Entscheidun-
gen 2003/17/EG und 2005/834/EG des Rates im Hinblick auf die Gleichstellung von Feldbesichtigungen im Vereinigten 
Königreich und die Gleichstellung von im Vereinigten Königreich durchgeführten Kontrollen von Erhaltungszüchtungen 
landwirtschaftlicher Pflanzenarten 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
24.11.2020, E 4141/2019 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan; mangelhafte Auseinandersetzung mit 

aktuellen Länderberichten des EASO zu Personen, die lange Zeit außerhalb Afghanistans gelebt haben 

 

24.11.2020, E 2540/2020 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status sub-
sidiär Schutzberechtigter betreffend zwei Staatsangehörige von Afghanistan; mangelhafte Auseinandersetzung mit aktuel-

len Länderberichten des EASO und des UNHCR zu Personen, die lange Zeit außerhalb Afghanistans gelebt haben 

 

26.11.2020, E 4337/2019 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan; mangelhafte Auseinandersetzung mit 

aktuellen Länderberichten des EASO und des UNHCR zu Personen, die lange Zeit außerhalb Afghanistans gelebt haben 

 

18.01.2021, E 967/2020 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status ei-
nes subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan; mangelhafte Auseinandersetzung 

mit aktuellen Länderberichten des EASO und des UNHCR zu Personen, die lange Zeit außerhalb Afghanistans gelebt haben 

 

23.02.2021, E 4333/2020 

StaatsbürgerschaftsG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtverleihung 
der österreichischen Staatsbürgerschaft an einen Ordensangehörigen mangels Sicherung seines Lebensunterhalts; Prü-

fung der funktionalen Äquivalenz innerkirchlicher unterhaltsrechtlicher Rechtsbeziehungen mit einem gesetzlichen Unterhalts-
anspruch erforderlich 

 

02.03.2021, E 4202/2020 

COVID-19-SchulVO; Ablehnung der Behandlung einer Beschwerde gegen die am 18. März 2020 erlassene VO des Bun-

desministers für Gesundheit für die Einreise auf dem Luftweg nach Österreich (BGBl II 105/2020) sowie gegen § 32 Epide-
mieG, wonach Personen ua dann eine Vergütung für den Verdienstentgang gebührt, wenn sie „gemäß §§ 7 oder 17“ abge-

sondert worden sind; keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die auf individuelle Absonderung abstellenden Regelung 
des § 32 Abs 1 Z 1 EpidemieG; keine Anwendbarkeit der EinreiseVO im (Entschädigungs-)Verfahren 
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10.03.2021, G 380/2020 ua 

EpidemieG; Aufhebung des § 7 Abs 1a zweiter Satz EpiG, wonach Personen, die aufgrund einer Erkrankung an einer anzei-

gepflichtigen Krankheit oder wegen Verdachts einer solchen Erkrankung angehalten werden oder im Verkehr mit den Außen-
welt beschränkt werden, beim zuständigen Bezirksgericht beantragen können, dass die Zulässigkeit der Anhaltung „nach 

Maßgabe des 2. Abschnitts des Tuberkulosegesetzes“ überprüft und eine solche Maßnahme aufgehoben wird, als verfas-
sungswidrig; Verstoß gegen das Legalitätsprinzip; die Regelung lässt nicht erkennen, worin der Prüfungsgegenstand des 

Bezirksgerichtes – und damit dessen Zuständigkeit – genau liegt; insb bleibt unklar, ob das Bezirksgericht auch den Absonde-
rungsbescheid der Bezirkshauptmannschaft oder bloß die weitere Anhaltung zu prüfen hat und gegebenenfalls in welchem 
Verhältnis die Zuständigkeiten des Bezirksgerichtes und des Verwaltungsgerichtes zueinander stehen 

 

10.03.2021, V 583/2020 ua 

COVID-19-MaßnahmenG; Abweisung von Anträgen auf Feststellung der Gesetzwidrigkeit der VO vom 21. März 2020, mit 
welcher der Bürgermeister von Innsbruck für näher bezeichnete Teile der Stadt ein Betretungsverbot erlassen hatte; kein 

Verstoß gegen das COVID-19-MaßnahmenG; aus den vorgelegten Akten geht hinreichend hervor, auf Grund welcher tat-
sächlichen Umstände die Behörde das Betretungsverbot erlassen hat; der Behörde ist auch einzuräumen, dass bloß punktu-
elle (kleinräumigere) Betretungsverbote nur zu einer Verlagerung von Menschenansammlungen an andere Orte geführt hät-
ten; die Behörde war daher nicht gehalten, solche Ansammlungen für jeden einzelnen vom Betretungsverbot betroffenen Ort 
zu dokumentieren 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

18.01.2021, Ra 2020/04/0124 

GewO; die Erstellung einer Prognose, die für die Frage der Berechtigung der Entziehung der Gewerbeberechtigung an-

zustellen ist, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab, die jeweils einer Gesamtbetrachtung zu unterziehen sind; auch ei-

ne schematische Festlegung betreffend die Dauer des erforderlichen Wohlverhaltens ist in diesem Zusammenhang nicht an-

gebracht, weil auch diese immer im Kontext zu den anderen jeweils vorliegenden Umständen zu betrachten ist; grds dürfen 

nicht nur andere als die Anlass gebende strafrechtliche Verurteilung, sondern auch die verwaltungsstrafrechtlichen Vormer-

kungen als einzelfallbezogene Umstände in die Prognose einfließen 

 

18.01.2021, Ra 2019/04/0083 

BundesvergabeG; die Bestandfestigkeit einer Auftraggeberentscheidung ist von ihrer Rechtmäßigkeit zu unterscheiden; 

ausgehend davon ist die Auffassung, nach welcher eine Verletzung der Grundprinzipien des Vergaberechts nicht bestand-

fest werden könne, unzutreffend und die Nichtigerklärung der Auftraggeberentscheidungen kann somit nicht darauf gestützt 

werden; § 274 Abs 3 BundesvergavabeG verhindert nicht, dass das Abstellen auf eine Spezifikation ohne den Zusatz „oder 

gleichwertig“ – ungeachtet der Rechtswidrigkeit einer solchen Festlegung – bestandfest werden kann; eine Festlegung auf ei-

nen bestimmten Hersteller ohne den Zusatz „oder gleichwertig“ stünde mit dem vergaberechtlichen Gleichbehandlungs- und 

Wettbewerbsgrundsatz nicht in Einklang (siehe RV 69 BlgNR 26. GP 133); auch wenn dieser Umstand nicht dazu führt, dass 

eine dementsprechende Festlegung nicht bestandfest werden kann, ist er doch bei der Auslegung der Erklärung eines Auf-

traggebers zu berücksichtigen; die in der UVE enthaltenen Daten, allenfalls ergänzt durch erforderliche zusätzliche Erhebun-

gen während des UVP-Verfahrens, sind grundsätzlich dann ausreichend, wenn eine Beurteilung des Projekts auf seine Um-

weltverträglichkeit möglich ist 

 

25.01.2021, Ra 2018/04/0179 

AVG; UVP-G; im Fall des Vorliegens mehrerer Gutachten, die voneinander abweichende Schlussfolgerungen enthalten, ist 

das VwG gehalten, sich mit den unterschiedlichen Ergebnissen der Gutachten unter Prüfung der Schlüssigkeit beweiswürdi-

gend auseinanderzusetzen; der bloße Hinweis auf die mangelnde Schlüssigkeit der Argumentation der Projektgegner zum 

Vorliegen eines faktischen Vogelschutzgebietes erfüllt nicht das Erfordernis einer nachvollziehbaren Würdigung der Beweis-

mittel; die in der UVE enthaltenen Daten, allenfalls ergänzt durch erforderliche zusätzliche Erhebungen während des UVP-

Verfahrens, sind grds dann ausreichend, wenn eine Beurteilung des Projekts auf seine Umweltverträglichkeit möglich ist 
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15.02.2021, Ra 2020/11/0179 

AVG; Arbeitsvertrag-AnpassungsG; Entsendungszulagen gelten als Bestandteil des Mindestlohns, soweit sie nicht als 

Erstattung für infolge der Entsendung tatsächlich entstandene Kosten wie zB Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskos-

ten gezahlt werden; insoweit solche Beträge aber als Erstattung für die genannten Zwecke gezahlt werden, dürfen sie nicht 

als Bestandteile des Mindestlohns berücksichtigt werden (vgl EuGH 14.4.2005, C-341/02, Kommission gegen Deutschland); 

die hier entscheidungsmaßgebliche Frage, ob die strittigen „Taggelder“ als Entgeltbestandteile zu berücksichtigen sind, erfor-

dert einwandfreie – vom VwG zu treffende – Feststellungen dazu, ob bzw welche Kosten der Arbeitnehmer betreffend ihre 

Hin- und Rückreise, ihre Unterbringung und ihre Verpflegung die Arbeitgeberin tatsächlich übernommen hat einerseits, sowie 

zu Höhe und Zweck dieser „Taggelder“ andererseits 

 

16.02.2021, Ra 2021/03/0018 

COVID-19-MaßnahmenG; wenn in der Bestimmung des § 4 Abs 3 COVID-19-MaßnahmenG angeordnet wird, dass die Best-

immungen des EpidemieG „unberührt“ bleiben, wird damit weder der Inhalt noch der Anwendungsbereich des EpidemieG 

verändert; die berufene Norm ändert also weder etwas an den Voraussetzungen für die Erlassung von Verfügungen iSd § 20 

EpidemieG noch an denen für den Zuspruch einer Vergütung für Verdienstentgang nach § 32 EpidemieG; sie bildet daher, 

weder für sich noch im Zusammenhalt mit den auf das COVID-19-MaßnahmenG gestützten VO, eine Grundlage für den Er-

satzanspruch der Rw 

 

23.03.2021, Ro 2020/11/0005 

KraftfahrG; wie sich aus den Gesetzesmaterialien ergibt, beschreibt der Begriff „Gegenstände“ nicht einzelne Komponenten 

eines „Gerätes“ iSd § 98a Abs 1 KraftfahrG; vielmehr umschreibt das Begriffspaar „Geräte“ und „Gegenstände“ das gesamte 

Spektrum möglicher Sachen, mit denen technische Einrichtungen zur Verkehrsüberwachung beeinflusst oder gestört 

werden können (vgl RV 1359 BlgNR XXV. GP, 7 „Geräte oder Vorrichtungen“) 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Stmk 05.02.2021, LVwG 50.32-2742/2020 

Stmk RaumordungsG; durch die Neufassung des Stmk RaumordnungsG ist es ua zu einer Neuregelung der Widmungska-
tegorie „Dorfgebiet“ gekommen, welche nunmehr einen Immissionsschutz für die Bewohnerschaft vorsieht; durch diese 

wesentliche Änderung war die Behörde gem § 42 Abs 8 Z 1 und Abs 9 Z 2 leg cit zur Revision des Flächenwidmungspla-
nes  innerhalb von zwei Jahren verpflichtet; entsprechend der Übergangsbestimmung des § 67 Abs 14 leg cit sind Flächen-
widmungspläne aber spätestens im Zuge der nächsten Revision an die geänderte Rechtsgrundlage anzupassen; unterlässt 
eine Gemeinde diese Anpassungsverpflichtung, hat dies Auswirkungen auf die subjektiven Rechte der Nachbarn; sohin ist die 
Beurteilung der Rechtmäßigkeit eines Bauvorhabens im Hinblick auf die subjektiven Nachbarrechte nicht möglich und ein 
Rechtsmittel eines Nachbarn kann nicht zurück- bzw abgewiesen werden 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum. 

 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2018040179_20210125L00/JWT_2018040179_20210125L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2021030018_20210224L00/JWT_2021030018_20210224L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2020110005_20210223J00/JWT_2020110005_20210223J00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_ST_20210205_LVwG_50_32_2742_2020_00/LVWGT_ST_20210205_LVwG_50_32_2742_2020_00.pdf


C. GERICHT 

 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
30.03.2021, Beschwerde Nr 78019/17, Gasangusenov / Russland  

Verletzung von Art 2 EMRK materiell (Recht auf Leben), Verletzung von Art 2 EMRK verfahrensrechtlich (Recht auf Le-

ben: Verpflichtung zur Durchführung einer effektiven Untersuchung), Tötung der beiden Söhne des Bf während einer von 
staatlichen Bediensteten durchgeführten Sonderaktion, Anwendung tödlicher Gewalt nicht unbedingt erforderlich, Versäumnis 
der Behörden eine wirksame Untersuchung durchzuführen, ausstehende strafrechtliche Ermittlungen, Verpflichtung gem Art 
46 EMRK alle notwendigen und geeigneten Maßnahmen zu ergreifen 

 

01.04.2021, Beschwerde Nr 42634/18, Sedletska / Ukraine  

Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung), gerichtlich genehmigter Zugriff auf Mobiltelefon-

Kommunikationsdaten, grob unverhältnismäßig, nicht durch ein „überwiegendes Erfordernis des öffentlichen Interesses“ ge-
rechtfertigt, Schutz journalistischer Quellen 

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-208883
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-208883
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-208882
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-208882


 

VI. COVID-19-MASSNAHMENGESETZE UND -VERORDNUNGEN 

 

A. COVID-19-MaßnahmenG  

Titel in Kraft ab außer Kraft mit 
Ablauf des 

COVID-19 Maßnahmengesetz, BGBl I 12/2020, ausgegeben am 15.03.2020 16.03.2020 31.12.2020 

2. COVID-19-Gesetz, BGBl I 16/2020: in Art 26 Änderung des COVID-19-Maßnahmengesetz BGBl I 12/2020, ausgegeben am 21.03.2020 

(Fügt §4 Abs.2 zu COVID-19 Maßnahmengesetz, BGBl I 12/2020 hinzu, der rückwirkend mit 16.03.2020 in Kraft tritt) 

22.03.2020 unverändert 

3. COVID-19-Gesetz, BGBl I 23/2020: in Art 50 Änderung des COVID-19-Maßnahmengesetz (BGBl I 12/2020, zuletzt geändert durch 
BGBl I 16/2020), ausgegeben am 04.04.2020 

05.04.2020 

 

unverändert 

104. Bundesgesetz, mit dem das Epidemiegesetz 1950, das Tuberkulosegesetz und das COVID-19-Maßnahmengesetz geändert werden, 
BGBl I 104/2020, ausgegeben am 25.09.2020 

26.09.2020 30.06.2021 

(§2a tritt mit 
26.09.2020 außer 
Kraft) 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 (COVID-
19-Maßnahmengesetz) geändert wird, BGBl I 138/2020, ausgegeben am 22.12.2020 

23.12.2020 unverändert 

23. Bundesgesetz, mit dem das Epidemiegesetz 1950 und das COVID-19-Maßnahmengesetz geändert werden, BGBl I 23/2021, ausge-
geben am 20.01.2021 

21.01.2021 unverändert 

33. Bundesgesetz, mit dem das Epidemiegesetz 1950 und das COVID-19-Maßnahmengesetz geändert werden, BGBl I 33/2021, ausge-
geben am 26.02.2021 

27.02.2021 unverändert 

B. VO betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 

96. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur 
Verhinderung der Verbreitung von COVID-19, BGBl II 96/2020, ausgegeben am 15.03.2020 

§§ 1 und 2 ab 
16.03.2020 

§ 3 ab 
17.03.2020 

22.3.2020 

110. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betreffend vor-
läufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird, BGBl II 110/2020, ausgegeben am 20.03.2020 

21.03.2020 13.04.2020 

 

112. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betreffend vor- 23.03.2020 13.04.2020 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_I_12/BGBLA_2020_I_12.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_I_16/BGBLA_2020_I_16.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_I_23/BGBLA_2020_I_23.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_I_104/BGBLA_2020_I_104.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_I_138/BGBLA_2020_I_138.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2021_I_23/BGBLA_2021_I_23.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2021_I_33/BGBLA_2021_I_33.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_96/BGBLA_2020_II_96.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_110/BGBLA_2020_II_110.pdfsig


läufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19, geändert wird, BGBl II 112/2020, ausgegeben am 22.03.2020 

130. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betreffend vor-
läufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird, BGBl II 130/2020, ausgegeben am 02.04.2020 

VfGH: 

BGBl II 486/2020: VfGH §3 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 19.11.2020 

03.04.2020 

 

§4 mit 
04.04.2020 

§§1-3 13.04.2020 

 

§4 24.04.2020 

151. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betreffend vor-
läufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird, BGBl II 151/2020, ausgegeben am 09.04.2020 

VfGH: 

BGBl II 340/2020: VfGH Teile von § 2 Abs 4 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 29.07.2020 

BGBl. II Nr. 487/2020: VfGH das Wort „angeschlossene“ in § 2 Abs 1 Z 12 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 19.11.2020 

14.04.2020 §§1-3 mit Ablauf 
des 30.04.2020 

 

§4 mit Ablauf des 
30.04.2020 

162. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung des Bundesmi-
nisters für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 und die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz gem § 2 Z 1 des COVID-
19-Maßnahmengesetzes geändert werden, BGBl II 162/2020, ausgegeben am 18.04.2020 

19.04.2020 

 

§ 2 Z 24 ab 
20.04.2020 

unverändert 

 Gem COVID-19-LockerungsVO, BGBl II 197/2020, mit Ablauf des 30.04.2020 außer Kraft getreten  30.04.2020 

C. VO gem § 2 Z 1 des COVID-19-MaßnahmenG 

98. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz gem § 2 Z 1 des COVID-19-
Maßnahmengesetzes, BGBl II 98/2020, ausgegeben am 15.03.2020 

VfGH: 

BGBl II 351/2020: VfGH hat § 1 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 31.07.2020 

16.03.2020 22.03.2020 

107. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung gem § 2 Z 1 des 
COVID-19-Maßnahmengesetzes geändert wird, BGBl II 107/2020, ausgegeben am 19.03.2020 

VfGH: 

BGBl II 351/2020: VfGH hat §§ 4 und 6 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 31.07.2020 

20.03.2020 unverändert 

108. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung gem § 2 Z 1 des 
COVID-19-Maßnahmengesetzes geändert wird, BGBl II 108/2020, ausgegeben am 19.03.2020 (lt BGBl) (lt RIS Eintrag kundgemacht am 
20.03.2020) 

VfGH: 

BGBl II 351/2020: VfGH hat § 2 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 31.07.2020 

20.03.2020 

 

13.04.2020 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_112/BGBLA_2020_II_112.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_130/BGBLA_2020_II_130.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_486/BGBLA_2020_II_486.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_151/BGBLA_2020_II_151.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_340/BGBLA_2020_II_340.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_487/BGBLA_2020_II_487.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_162/BGBLA_2020_II_162.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_197/BGBLA_2020_II_197.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_98/BGBLA_2020_II_98.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_351/BGBLA_2020_II_351.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_107/BGBLA_2020_II_107.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_351/BGBLA_2020_II_351.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_108/BGBLA_2020_II_108.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_351/BGBLA_2020_II_351.pdfsig


148. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung gem § 2 Z 1 des 
COVID-19-Maßnahmengesetzes geändert wird, BGBl II 148/2020, ausgegeben am 09.04.2020 

14.04.2020 30.04.2020 

162. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung des Bundesmi-
nisters für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 und die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz gem § 2 Z 1 des COVID-
19-Maßnahmengesetzes geändert werden, BGBl II 162/2020, ausgegeben am 18.04.2020 

20.04.2020 unverändert 

 Gem COVID-19-LockerungsVO BGBl II 197/2020, mit Ablauf des 30.04.2020 außer Kraft  30.04.2020 

D. VO über die Sperrstunde und Aufsperrstunde im Gastgewerbe  

97. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der zur Verhinderung der Verbreitung 
von COVID-19 die Sperrstunde und Aufsperrstunde im Gastgewerbe festgelegt werden, BGBl II 97/2020, ausgegeben am 15.03.2020 

16.03.2020 16.03.2020 

 

E. VO über die Einhebung von Geldstrafen mit Organstrafverfügung nach dem EpidemieG 1950 

und dem COVID-19-MaßnahmenG  

152. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über die Einhebung von Geldstrafen mit 
Organstrafverfügung nach dem Epidemiegesetz 1950 und dem COVID-19-Maßnahmengesetz, BGBl II 152/2020, ausgegeben am 

10.04.2020 

11.04.2020 Keine Angabe 

427. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über die Einhe-
bung von Geldstrafen mit Organstrafverfügung nach dem Epidemiegesetz 1950 und dem COVID-19-Maßnahmengesetz geändert wird, 
BGBl II 427/2020, ausgegeben am 02.10.2020 

03.10.2020  unverändert 

30. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über die Einhe-
bung von Geldstrafen mit Organstrafverfügung nach dem Epidemiegesetz 1950 und dem COVID-19-Maßnahmengesetz geändert wird, 
BGBl II 30/2021, ausgegeben am 22.01.2021 

25.01.2021 unverändert 

60. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über die Einhe-
bung von Geldstrafen mit Organstrafverfügung nach dem Epidemiegesetz 1950 und dem COVID-19-Maßnahmengesetz geändert wird, 
BGBl II 60/2021, ausgegeben am 22.01.2021 (Datum später berichtigt) 

 BGBl II 95/2021 berichtigt BGBl II 60/2021: statt ausgegeben am 22.01.2021 lautet es richtig „ausgegeben am 05.02.2021“ 

08.02.2021 unverändert 

 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_148/BGBLA_2020_II_148.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_162/BGBLA_2020_II_162.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_197/BGBLA_2020_II_197.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_97/BGBLA_2020_II_97.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_152/BGBLA_2020_II_152.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_427/BGBLA_2020_II_427.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2021_II_30/BGBLA_2021_II_30.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2021_II_60/BGBLA_2021_II_60.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2021_II_95/BGBLA_2021_II_95.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2021_II_60/BGBLA_2021_II_60.pdfsig


F. COVID-19-LockerungsVO (COVID-19-LV) und COVID-19-MaßnahmenVO (COVID-19-MV) 

    COVID-19-SchutzmaßnahmenVO (COVID-19-SchuMaV) 

    COVID-19-NotmaßnahmenVO (COVID-19-NotMV) 

COVID-19-Lockerungsverordnung – COVID-19-LV   

197. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend Lockerungen der Maßnah-
men, die zur Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 ergriffen wurden (COVID-19-Lockerungsverordnung – COVID-19-LV), BGBl II 
197/2020, ausgegeben am 30.04.2020 

Außerdem lässt diese VO mit Ablauf des 30.04.2020 außer Kraft treten: 

 Verordnung betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19, BGBl II 96/2020 

 Verordnung gem § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl II 98/2020 

VfGH: 

BGBl II 484/2020: VfGH § 10 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 19.11.2020 

BGBl II 488/2020: VfGH § 6 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 19.11.2020 

BGBl II 492/2020: VfGH Wortfolge in § 1 Abs 2 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 20.11.2020 

01.05.2020 

 

 

 

 

 

 

 

30.06.2020 

 

 

 

 

 

207. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird, BGBl II 207/2020, ausgegeben am 13.05.2020 

VfGH: 

BGBl II 485/2020: VfGH § 6 Abs 1 und 4 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 19.11.2020, Aufhebung mit Ablauf des 
31.12.2020 in Kraft 

15.05.2020 unverändert 

231. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (2. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 231/2020, ausgegeben am 27.05.2020 

VfGH: 

BGBl II 485/2020: VfGH § 6 Abs 5 für gesetzeswidrig erklärt, ausgegeben am 19.11.2020 

29.05.2020 31.08.2020 

 

§ 9 (2) entfällt mit 
Ablauf 30.06.2020 

239. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (3. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 239/2020, ausgegeben am 28.05.2020 

29.05.2020 unverändert 

246. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (4. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 246/2020, ausgegeben am 29.05.2020 

30.05.2020 unverändert 

266. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (5. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 266/2020, ausgegeben am 13.06.2020 

15.06.2020 unverändert 

287. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (6. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 287/2020, ausgegeben am 29.06.2020 

01.07.2020 31.12.2020 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_197/BGBLA_2020_II_197.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_197/BGBLA_2020_II_197.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_96/BGBLA_2020_II_96.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_98/BGBLA_2020_II_98.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_484/BGBLA_2020_II_484.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_488/BGBLA_2020_II_488.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_492/BGBLA_2020_II_492.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_207/BGBLA_2020_II_207.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_485/BGBLA_2020_II_485.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_231/BGBLA_2020_II_231.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_485/BGBLA_2020_II_485.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_239/BGBLA_2020_II_239.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_246/BGBLA_2020_II_246.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_266/BGBLA_2020_II_266.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_287/BGBLA_2020_II_287.pdfsig


299. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (7. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 299/2020, ausgegeben am 02.07.2020 

03.07.2020 unverändert 

332. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (8. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 332/2020, ausgegeben am 22.07.2020 

24.07.2020 unverändert 

342. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (9. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 342/2020, ausgegeben am 29.07.2020 

30.07.2020 unverändert 

398. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (10. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 398/2020, ausgegeben am 12.09.2020 

14.09.2020 unverändert 

407. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Lockerungsverordnung geändert wird (11. COVID-19-LV-Novelle), BGBl II 407/2020, ausgegeben am 18.09.2020 

Anmerkung: Titel der VO wurde geändert auf „Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz betreffend Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 ergriffen werden (COVID-19-Maßnahmenverordnung 
– COVID-19-MV) 

21.09.2020 § 11 Abs 9 tritt mit 
21.09.2020 außer 
Kraft 

Neuer Titel: COVID-19-Maßnahmenverordnung – COVID-19-MV   

412. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Maßnahmenverordnung geändert wird (1. COVID-19-MV-Novelle), BGBl II 412/2020, ausgegeben am 24.09.2020 

25.09.2020 „§ 10c samt Über-
schrift und die Anla-
ge treten drei Tage 
nach Inkrafttreten der 
nächsten Änderung 
des COVID-19-
Maßnahmengesetz 
außer Kraft“ 

446. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Maßnahmenverordnung geändert wird (2. COVID-19-MV-Novelle), BGBl II 446/2020, ausgegeben am 15.10.2020 

Anmerkung: § 10c gelangt nur für Gelegenheitsmärkte zur Anwendung, die nach dem 13. November 2020 stattfinden 

16.10.2020 

 

§ 10c 14.11.2020 

§ 10b (4) mit 16.10. 
außer Kraft 

455. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Maßnahmenverordnung geändert wird (3. COVID-19-MV-Novelle), BGBl II 455/2020, ausgegeben am 22.10.2020 

Anmerkung: § 1 samt Überschrift, § 1a, § 2 Abs 5, § 4 Abs 2 und 3, § 6 Abs 1a, 1b, 2, 2a, 3a, 5a, 5b, 7 und 8, § 8 Abs 1, 1a und 2, § 9 
Abs 1 und 3 samt Überschrift, § 9a, § 10 Abs 2, 2a, 3, 7, 8 und 10a, § 10a Abs 2, § 10b Abs 2, § 10d Abs 1, § 11, § 11a samt Überschrift 
und § 11b idF der VO BGBl II 455/2020 treten mit Ablauf des 24. Oktober 2020 in Kraft. 

§ 6 Abs 1a, 1b, 3b, § 10 Abs 2 Satz 1 und § 10 Abs 5, idF der VO BGBl II 455/2020 treten mit Ablauf des 22. November 2020 außer Kraft. 
Mit 23. November 2020 treten § 10 Abs 2 Satz 1 und § 10 Abs 5 idF der VO BGBl II 446/2020 wieder in Kraft. 

§ 6 Abs 1c, § 9 Abs 2 sowie § 10 Abs 5 und 10 idF der VO BGBl II 455/2020 treten mit Ablauf des 31. Oktober 2020 in Kraft. 

25.10.2020 

 

§§ 6 (1c), 9 (2), 
10 (5) (10) ab 
01.11.2020 

 

§§ 10 (2) S 1, 10 
(5) idF 446/2020 
ab 23.11.2020 

 

 

§§ 6 (1a) (1b) (3b), 
10 (1) S 1, 10 (5) mit 
Ablauf 22.11.2020 
außer Kraft 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_299/BGBLA_2020_II_299.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_332/BGBLA_2020_II_332.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_342/BGBLA_2020_II_342.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_398/BGBLA_2020_II_398.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_407/BGBLA_2020_II_407.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_412/BGBLA_2020_II_412.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_446/BGBLA_2020_II_446.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2020_II_455/BGBLA_2020_II_455.pdfsig


598. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung, mit der beson-
dere Schutzmaßnahmen gegen die Verbreitung von COVID-19 getroffen werden (3. COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung – 3. CO-
VID-19-SchuMaV), geändert wird und die Verordnung, mit der besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung einer Notsituation auf 
Grund von COVID-19 getroffen werden (2. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – 2. COVID-19-NotMV), erlassen wird, BGBl II 
598/2020, ausgegeben am 22.12.2020 

Anmerkung: Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die 3. COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung, BGBl II 566/2020, außer Kraft. 

26.12.2020 04.01.2021 

2. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die 2. COVID-19-
Notmaßnahmenverordnung geändert wird (1. Novelle zur 2. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung), BGBl II 2/2021, ausgegeben am 
04.01.2021 

05.01.2021 14.01.2021 

17. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die 2. COVID-19-
Notmaßnahmenverordnung geändert wird (2. Novelle zur 2. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung), BGBl II 17/2021, ausgegeben am 
14.01.2021 

15.01.2021 24.01.2021 

27. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der besondere Schutzmaßnahmen 
zur Verhinderung einer Notsituation auf Grund von COVID-19 getroffen werden (3. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – 3. COVID-
19-NotMV), BGBl II 27/2021, ausgegeben am 21.01.2021 

25.01.2021 03.02.2021 

49. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der besondere Schutzmaßnahmen 
zur Verhinderung einer Notsituation auf Grund von COVID-19 getroffen werden (4. COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – 4. COVID-
19-NotMV), BGBl II 49/2021, ausgegeben am 02.02.2021 

04.02.2021 07.02.2021 

G. COVID-19-VirusvariantenVO (COVID-19-VvV)  

63. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der zusätzliche Schutzmaßnahmen 
zur Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 (Virusvariante B1.351) getroffen werden (COVID-19-Virusvariantenverordnung – CO-

VID-19-VvV), BGBl II 63/2021, ausgegeben am 10.02.2021 

12.02.2021 

(Tirol) 

21.02.2021 

 

85. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Virusvariantenverordnung (COVID-19-VvV) geändert wird, BGBl II 85/2021, ausgegeben am 19.02.2021 

20.02.2021 03.03.2021 

98. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die COVID-19-
Virusvariantenverordnung (COVID-19-VvV) geändert wird, BGBl II 98/2021, ausgegeben am 03.03.2021 

04.03.2021 10.03.2021 

Eine Gesamtchronologie zum COVID-19-Maßnahmenrecht finden Sie hier  

 
 
 
Hinweis: Die Zusammenstellung der COVID-19-Maßnahmengesetze und -verordnungen wird vom LVwG Niederösterreich zur Verfügung gestellt. 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 

Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 

sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 

nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 

Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 

Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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